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Alarmierende Abwanderung:
Ostdeutschland droht der wirtschaftliche

Verfall!
Der Artikel beleuchtet die Folgen des Rechtsrucks in

Thüringen und Sachsen, der wirtschaftliche Abwanderung
und Radikalisierung in Ostdeutschland vorantreibt.

Ein politisches Erdbeben erschüttert die ostdeutschen Länder
Thüringen und Sachsen! Die Wahlen werfen einen Schatten auf
die Wirtschaft, und es könnte ein Kipppunkt sein, der die
Fortschritte der letzten dreißig Jahre bedroht. Ist dies der Anfang
vom Ende für den wirtschaftlichen Aufschwung nach der
Wiedervereinigung?

Die Statistiken sprechen eine deutliche Sprache: In den
Wahlkreisen mit einem hohen AfD-Anteil leben auffallend viele
junge und gut qualifizierte Menschen – und die wandern ab! Die
Unzufriedenheit mit der regionalen Daseinsvorsorge schnellt in
die Höhe. Schulen und Kitas schließen, während Geschäfte und
Arztpraxen dichtmachen. Ein Teufelskreis? Absolut! Diese
Abwanderung schwächt nicht nur die lokale Wirtschaft, sie
schürt auch die Radikalisierung – und die führt zu noch mehr
Abwanderung!

Radikalisierung und ihre verheerenden
Folgen

Die Ergebnisse einer neuen Studie des DIW Berlin enthüllen ein
besorgniserregendes Bild: Es sind nicht nur die Ausländer, die
zögern, in diese Regionen zu ziehen – auch zahlreiche deutsche
Unternehmen und Bürger meiden Gebiete, in denen Intoleranz



herrscht. Die Wirtschaftsführer in Ostdeutschland schlagen
Alarm. Eine düstere Prognose: In den nächsten 20 Jahren könnte
die Bevölkerung in vielen Wahlkreisen um bis zu 20 Prozent
schmelzen!

Das ist ein echtes Drama! Bereits jetzt liegt das Pro-Kopf-
Einkommen im Osten bei nur 80 Prozent des Westniveaus, die
Produktivität sogar bei etwa 75 Prozent. Dennoch! Einige
ostdeutsche Regionen zeigen sich innovativ und entwickeln
neue wirtschaftliche Stärken. Branchen wie erneuerbare
Energien und Halbleiter könnten das Bild radikal verändern,
wenn man nur die richtigen Schritte geht.

Das AfD-Paradox – ein verzwicktes Dilemma

Politisch gesehen zeigt sich ein erstaunliches Phänomen: Die
AfD plakatiert eine neoliberale Wirtschafts- und Sozialpolitik, die
vor allem die eigenen Wähler trifft – das sogenannte „AfD-
Paradox“. Menschen mit geringem Einkommen und minimaler
Mobilität sind die Hauptleidtragenden! Wer einmal denkt, es
könnte eine Abwanderungswelle geben, der wird feststellen,
dass es äußerst schwierig ist, diese nachträglich aufzuhalten.

Mit jedem Tag, an dem junge Talente und Unternehmen das
Weite suchen, wird das Überleben der ostdeutschen Regionen
fraglicher. Die Verantwortung liegt nun bei den demokratischen
Parteien und den Unternehmen: Sie müssen auf diese
besorgniserregende Entwicklung reagieren und eine
Trendwende einleiten. Es heißt, Perspektiven zu schaffen, die
Bürger müssen ihnen wieder vertrauen können!

Der Präsident des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung,
Marcel Fratzscher, blickt in die Zukunft – wird es den
Verantwortlichen gelingen, mit klugen Entscheidungen dem
Trend entgegenzuwirken? Werden die Investitionen in
Technologiestandorte wie Cottbus einen wegweisenden Impuls
geben? Eines steht fest: Die Zeit drängt!
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